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D Von Ulrich Petschow er überkommene command and control-Ansatz der Umweltpolitik stößt an Gren-
zen: Mit diesem gelingt es nicht, die verschiedenen 
komplex miteinander verbundenen Probleme in 
stärker systematischer und voraus schauender 
Weise anzugehen. Beispielsweise versucht dieser 
Ansatz komplexe Probleme durch Fragmentierung 
zu lösen, mit der Folge vielfach unerwünschter Ne-
benwirkungen und ineffizienter Maßnahmen. Die 
Kritik an den Ergebnissen dieser Form der Umwelt-
politik sowie das Aufkommen der Idee der nach-
haltigen Entwicklung führte zu einer Art institutio-
neller Antithese der bisherigen Regulierung. So 
wird darauf verwiesen, dass sich eine neue Phase 
der Umweltpolitik entwickelt. Deren Erfolge sind 
allerdings bislang nur schemenhaft zu bewerten, 
vor allem da sie sich meist auf erfolgreiche Fallbei-
spiele beziehen und damit nur begrenzt verallge-
meinerbar sind. Diese neuen Ansätze fokussieren 
unter anderem auf folgende Instrumente: 
1.  Die Integration von Umweltaspekten in andere 
Politikbereiche, 
2.  Anforderungen an die Veröffentlichung von Um-
weltdaten, 
3. Umweltmanagementsysteme, 
4. Ökosystemmanagement, 
5. Zertifizierungen, 
6. Verhandlungssysteme, 
7. codes of conduct (Verhaltenskodizes) und
8. freiwillige Vereinbarungen.
Zumindest ein Teil der benannten neuen Instru-
mente versucht, verstärkt die Problemlösungsfä-
higkeiten der nicht-staatlichen Akteure – unter 
Einbeziehung der Problemverursacher – zu nut-
zen und ist in der Regel weniger auf direkte Regu-
lierungen orientiert. Geht man davon aus, dass 
Umweltprobleme letztlich Probleme der sozialen 
Organisation sind (Norgaard), ist dieser Schritt 
folgerichtig. 
Das Flusseinzugsgebietsmanagement lässt sich 
dem Ökosystemmanagement zuordnen, indem 
versucht wird das nachhaltige Management der 
Wasserressourcen in einem Naturraum zu errei-
chen. Das Ökosystemmanagement wird teilweise 
mit dem Ansatz des Bioregionalismus in Verbin-
dung gebracht, in welchem der Naturraum eine 
wesentliche Klammer des regionalen Kontextes 
und damit handlungsorientierend sein könnte. In 
diesem Sinne wäre von einer Rückbindung bei-
spielsweise der wirtschaftlichen Entwicklung an 
die naturräumlichen Bedingungen zu sprechen. 
Das Flusseinzugsgebietsmanagement beinhaltet 
zumindest Elemente dieses Ansatzes. 
Wichtige Elemente, die in diesem Kontext für eine 
Veränderung der Governancemechanismen spre-
chen, sind 
1.  die Probleme des Umgangs mit diffusen Emissi-
onsquellen, die sich dem herkömmlichen An-
satz zumindest zum Teil entziehen, 
2.  die Betrachtung von Naturräumen als komplexe 
Systeme, die systemar, im Sinne eines inte-
grierten ökosystemspezifischen (und damit 
vielfach regionalen) Ansatzes adaptiv und damit 
flexibel gemanagt werden müssen (1), und 
damit
3.  auf das Wissen vor Ort fokussieren und die 
damit verbundenen potenziellen Problemlö-
sungsfähigkeiten sowie
4.  die Chance eröffnen, durch alternative Gover-
nanceinstitutionen letztlich auch die Transakti-
onskosten reduzieren zu können. 
  neue kooperationsstrukturen ent-
wickeln
Folglich erweist sich die Integration der vielfältigen 
Wechselwirkungen von umweltorientierten, öko-
nomischen und sozialen Interessen als zentral, 
damit die wesentlichen Akteure ihre Entschei-
dungen vor dem Hintergrund eines gemeinsamen 
ökologischen Kontextes treffen. Dies erfordert 
bottom up-Prozesse sowie eine um fassende Ein-
beziehung der Stakeholder. Ein entscheidendes 
Element ist dabei, in einem komplexen System wie 
Flusseinzugsgebieten ein gemeinsames Verständ-
nis von den Problemen bzw. auch von den Ursa-
che-Wirkungs-Beziehungen zu entwickeln – und 
damit die kognitiven Strukturen zu verändern. Vor 
diesem Hintergrund kommt nicht zuletzt auch der 
Wissenschaft die wichtige Rolle zu, Unsicherheiten 
zu mindern und damit die Legitimität von Pro-
blemlösungsansätzen zu erhöhen. Entsprechende 
Studien aber auch Modellierungen haben in sol-
chen Managementkonzepten eine wesentliche 
Funktion zur Verständigung aber auch zur mög-
lichen Maßnahmeentwicklung (vgl. auch den Bei-
trag von Welp in diesem Heft). 
Damit ist es ein zentrales Problem dieser Ansät-
ze, geeignete Kooperationsstrukturen und Rege-
lungsmechanismen zur Lösung von Umweltpro-
blemen im Flusseinzugsgebiet zu entwickeln. 
Diese Frage hat unter dem Stichwort Überwin-
dung der Dilemmata der Übernutzung von 
common pool resources (CPR) eine lange Ge-
schichte. Die Hardinsche tragedy of the com-
mons erweist sich bei genauerer Betrachtung 
als Problem des unbeschränkten Zugangs (2). 
Ostrom hat anhand einer Vielzahl von Beispie-
len aufgezeigt, dass in vielen Bereichen von den 
lokalen Akteuren Regelungsmechanismen zum 
Management der CPR entwickelt werden konn-
ten, die eine nachhaltige Bewirtschaftung der 
Ressourcen ermöglicht haben (3). Staatliche 
Vorgaben haben in einer Vielzahl von Fällen 
hingegen geradezu kontraproduktive Effekte 
erzeugt, indem es zu einem „crowding out“ von 
regionalen Gover nance mechanismen gekom-
men ist. 
Flusseinzugsgebiete können als CPR begriffen wer-
den. Diese unterliegen im Grundsatz dem Problem 
der Übernutzung – wie es auch gegenwärtig der 
Fall ist. Damit stellt sich die Frage nach geeigneten 
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institutionellen Arrangements, die, wie beschrie-
ben, durchaus nicht allein auf zentralstaatlicher 
Ebene gefunden werden müssen bzw. gar können. 
Unter der Annahme rationaler, das heißt auf Ei-
geninteresse orientierter Akteure erscheinen koo-
perative Lösungen kaum denkbar, dementspre-
chend wird die Lösungskompetenz entsprechender 
Ansätze vielfach in Frage gestellt. Die experimen-
telle Ökonomie zeigt hingegen auf, dass bereits die 
Zulassung der Möglichkeit der Kommunikation als 
auch von informellen Sanktionen, aber auch die 
Einbeziehung von Reziprozitätsannahmen, die 
Wahrscheinlichkeit der Kooperation deutlich er-
höht (4). Bezieht man in diesen Kontext auch evo-
lutionäre Ansätze mit ein, beispielsweise Konzepte 
wiederholter Spiele mit den gleichen Akteuren, so 
sind mit höherer Wahrscheinlichkeit kooperative 
Ansätze mit entsprechend veränderten kognitiven 
Strukturen die Folge.
  Veränderte  
Governancemechanismen
Dies bedeutet in Bezug auf die oben angegebenen 
Ansätze, dass zum Beispiel das Flusseinzugsge-
bietsmanagement vor dem Hintergrund der Insti-
tutionen-Entwicklung auf dieser Ebene – also 
der Integration von Politikbereichen wie auch 
der Einbeziehung der Stakeholder – die Basis für 
einen kontinuierlichen Austausch, die Diskussi-
on und auch eine (Selbst-) Verpflichtung darstel-
len kann. Es hängt allerdings entscheidend von 
der Form der Institutionalisierung und der Par-
tizipationsansätze ab, inwieweit damit tatsächlich 
weiter reichende Lösungen ausgelotet und er-
reicht werden können. 
Damit werden veränderte, „hybride“ Governance-
mechanismen erforderlich, die von der Vorstel-
lung des umfassend regulierenden Staates Ab-
schied nehmen müssen. Karkkainen betont in 
diesem Kontext, dass eine Neudefinition der Ker-
nattribute der staatlichen Souveränität nicht alleine 
auf die internationale Ebene beschränkt ist, son-
dern dass vielmehr generell ein anderes, problem-
lösungsorientiertes „polyarchic governance 
model“ erforderlich ist (5). Ein Modell, das auf 
lokal oder regional zugeschnittenen integrativen, 
kooperativen und zugleich experimentellen Arran-
gements basieren müsste. 
Fung und Wright verbinden diese neuen Ansät-
ze – nicht allein auf ökologische Fragen bezo-
gen – mit dem veränderten Demokratie-
verständnis einer so genannten empowered 
deliberative democracy (6). Ausgehend von 
der beschriebenen Problemlage und den kom-
plexer werdenden Bedingungen muss der zu-
nehmenden Heterogenität Rechnung getragen 
werden, indem 
1.  auf Kommunikation und öffentliche Rechtferti-
gung fokussiert wird, 
2.  die Erfahrungen des zivilgesellschaftlichen En-
gagements einbezogen werden und schließlich 
3.  auf die Diskussionsstränge zu neuen Gover-
nanceformen Bezug genommen wird. 
 regionalismus unter supervision 
Damit werden Problemorientierung und partizipa-
tive bottom up-Prozesse betont. Fung und Wright 
heben dabei einen wesentlichen Unterschied ihres 
Ansatzes gegenüber den herkömmlichen Vorstel-
lungen der Verlagerung der Verantwortlichkeiten 
auf „untere“ Ebenen hervor: Entscheidend sei, dass 
diese Verlagerung durch Prozesse der Supervision 
und Koordinierung begleitet werde. Sie bleibt damit 
in staatlicher Verantwortung  und sollte nicht im 
Sinne einer umfassenden Deregulierung, Privatisie-
rung und Freiwilligkeit verstanden werden. 
Hier würden bezogen auf unser Beispiel die Auf-
gaben aber auch die Maßnahmen des Flussein-
zugsgebietsmanagements auf regionale Akteure 
verlagert. Diese können eigene Maßnahmen und 
Instrumente nutzen, müssen aber zugleich gene-
relle Zielvorgaben erreichen. Damit werden Lern-
prozesse auf lokaler und regionaler Ebene ange-
regt, deren wesentliche Effekte vor allem durch 
Benchmarking-Prozesse und den Vergleich mit 
anderen Regionen erreicht werden können. Hier 
kommt insbesondere dem Monitoring und den 
darauf basierenden Lernprozessen eine wesent-
liche Aufgabe zu, indem die Umsetzungsprozesse 
und deren Erfolg bzw. Misserfolg kontinuierlich 
überprüft werden und damit zu einer Anpassung 
der Maßnahmen führen. 
  wrrl im ansatz  
viel versprechend
Zumindest in Teilbereichen entspricht die Vorge-
hensweise der WRRL diesen Prinzipien. Entschei-
dend ist allerdings, wie diese Ansätze in die Praxis 
überführt werden, denn die konkrete Vorgaben 
etwa zur Ausgestaltung der Partizipation sind in 
der WRRL wenig entwickelt. Innovative Anstöße 
müssen dem entsprechend gerade auch „von 
unten“ angestoßen werden. Inwieweit die Chan-
cen neuer umweltpolitischer Ansätze tatsächlich 
auch genutzt werden können, hängt daher ent-
scheidend von den konkreten Veränderungen bzw. 
auch der Veränderungsbereitschaft im Hinblick 
auf diese Prozesse ab. 
Generell wird die Reichweite der neuen umweltpo-
litischen Instrumente der Partizipation aber auch 
der Selbstregulierung jedoch noch wenig verstan-
den. Die Bedingungen erfolgreicher bzw. weniger 
erfolgreicher Ansätze sind noch unklar. Insofern 
besteht trotz der Vielzahl von Untersuchungen etwa 
zu den Agenda 21-Prozessen nicht nur Forschungs-, 
sondern vor allem auch Experimentierbedarf, um 
die Realitätstauglichkeit dieser neuen umweltpoli-
tischen Instrumente zu erproben. Vielleicht geht es 
dabei letztlich vorrangig um mehr oder weniger 
„Schatten der Hierarchie“ (Scharpf). 
Gerade im Zusammenhang mit der Ziel- bzw. 
Erfolgsorientierung von Verwaltungsreformbe-
mühungen bestünde ein umfassendes Experi-
mentierfeld, dessen Auslotung allerdings offen-
bar schwer fällt (7). 
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